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619. Bundesgesetz: 25. Novelle zum Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz
(NR: GP XIV RV 642 AB 695 S. 71. BR: AB 1738 S. 369.)

6 2 0 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Gewährung von Hilfeleistungen an
Opfer von Verbrechen
(NR: GP XIV RV 629 AB 668 S. 70. BR: AB 1734 S. 369.)

621. Bundesgesetz: Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes
(NR: GP XIV IA 68/A AB 697 S. 71. BR: AB 1739 S. 369.)

622. Bundesgesetz: Änderung des Arbeiterkammergesetzes
(NR: GP XIV RV 499 AB 665 S. 70. BR: AB 1733 S. 369.)

6 1 9 . Bundesgesetz vom 17. November 1977,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz geändert wird
(25. Novelle zum Gewerblichen Selbstän-

digen-Pensionsversicherungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl.. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl.
Nr. 14/1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/
1963, BGBl. Nr. 185/1963, BGBl. Nr. 254/1963,
BGBl. Nr. 321/1963, BGBl. Nr. 302/1964, BGBl.
Nr. 82/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl. Nr. 222/
1965, BGBl. Nr. 310/1965, BGBl. Nr. 169/1966,
BGBl. Nr. 68/1967, BGBl. Nr. 7/1968, BGBl.
Nr. 447/1969, BGBl. Nr. 386/1970, BGBl.
Nr. 288/1971, BGBl. Nr. 32/1973, BGBl. Nr. 24/
1974, BGBl. Nr. 776/1974 und BGBl. Nr. 705/
1976 wird geändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 2 durch einen Strichpunkt zu ersetzen; fol-
gende Z. 3 ist anzufügen:

„3. die zu Geschäftsführern bestellten Gesell-
schafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung, sofern diese Gesellschaften Mitglieder einer
der in Z. 1 angeführten Kammern sind."

2. § 4 hat zu lauten:

„Beginn und Ende der Pflichtversicherung in der
Pensionsversicherung

§ 4. (1) Die Pflichtversicherung beginnt

1. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2 Z. 1,
2 und 5 genannten pflichtversicherten Kammer-

mitgliedern mit dem Tag der Erlangung einer
die Pflichtversicherung begründenden Berechti-
gung;

2. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 2 Z. 1
genannten Gesellschaftern mit dem Tag der Er-
langung einer die Pflichtversicherung begründen-
den Berechtigung durch die Gesellschaft, beim
Eintritt eines Gesellschafters in die Gesellschaft
mit dem Tag der Antragstellung auf Eintragung
des Gesellschafters in das Handelsregister;

3. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 3 genannten Pflicht-
versicherten mit dem Tag der Bestellung des
Gesellschafters einer Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung zum Geschäftsführer, frühestens je-
doch mit dem Tag der Erlangung der Kammer-
mitgliedschaft durch die Gesellschaft, beim Ein-
tritt eines Geschäftsführers in die Gesellschaft
mit dem Tag der Antragstellung auf Eintragung
des Geschäftsführers in das Handelsregister;

4. bei den im § 2 Abs. 2 Z. 3 und 4 genannten
Pflichtversicherten mit dem Tag der Aufnahme
der die Pflichtversicherung nach diesem Bundes-
gesetz begründenden Erwerbstätigkeit;

5. bei den im § 2 Abs. 4 genannten Pflicht-
versicherten mit dem Tag des Beginnes der Aus-
bildung;

6. mit dem Tag des Wegfalles des Ausnahme-
grundes nach § 3 Abs. 1 Z. 5, wenn er auf einen
Monatsersten fällt, sonst mit dem dem Wegfall
des Ausnahmegrundes folgenden Monatsersten;
fällt ein sonstiger Ausnahmegrund weg, so be-
ginnt die Pflichtversicherung nach Wegfall des
Ausnahmegrundes.

(2) Die Pflichtversicherung endet

1. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 1 und Abs. 2 Z. 1,
2 und 5 genannten pflichtversicherten Kammer-
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mitgliedern mit dem Letzten des Kalendermona-
tes, in dem die die Pflichtversicherung begrün-
dende Berechtigung erloschen ist;

2. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 2 Z. 1
genannten Gesellschaftern mit dem Letzten des
Kalendermonates, in dem die die Pflichtversiche-
rung begründende Berechtigung der Gesellschaft
erloschen ist, beim Ausscheiden des Gesellschaf-
ters aus der Gesellschaft mit dem Letzten des
Kalendermonates, in dem die Löschung der Ein-
tragung des Gesellschafters im Handelsregister
beantragt worden ist;

3. bei den im § 2 Abs. 1 Z. 3 genannten Pflicht-
versicherten mit dem Tag des Widerrufes der
Bestellung zum Geschäftsführer bzw. der Enthe-
bung des Geschäftsführers einer Gesellschaft mit
beschränkter Haftung bzw. mit dem Tag des
Ausscheidens des Geschäftsführers aus einer sol-
chen Gesellschaft;

4. bei den im § 2 Abs. 2 Z. 3 und 4 genannten
Pflichtversicherten mit dem Letzten des Kalender-
monates, in dem die die Pflichtversicherung nach
diesem Bundesgesetz begründende Tätigkeit
endet;

5. bei den im § 2 Abs. 4 genannten Pflichtver-
sicherten mit dem Tag der Beendigung der Aus-
bildung;

6. bei Eintritt des Ausnahmegrundes nach § 3
Z. 5 mit dem Letzten des Kalendermonates, der
dem Eintritt des Ausnahmegrundes vorangeht;
tritt ein sonstiger Ausnahmegrund nach § 3 ein,
so endet die Pflichtversicherung mit dem Letzten
des Kalendermonates, in dem der Ausnahme-
grund eintritt."

3. Dem § 17 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Den Einkünften aus einer die Pflichtversicherung
nach diesem Bundesgesetz begründenden Er-
werbstätigkeit sind bei Berufsschullehrern, die
gemäß § 7 Z. 1 lit. f Allgemeines Sozialversiche-
rungsgesetz nur in der Kranken- und Unfall-
versicherung teilversichert sind, die Einkünfte
aus der Beschäftigung als Berufsschullehrer gleich-
zuhalten."

4. Dem § 17 Abs. 1 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Bei den nach § 2 Abs. 1 Z. 3 Pflichtversicherten
sowie den Pflichtversicherten, die zu Geschäfts-
führern einer der Kammer der Wirtschaftstreu-
händer angehörenden Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung bestellt sind, gelten als Einkünfte aus
einer die Pflichtversicherung begründenden Er-
werbstätigkeit die Einkünfte als Geschäftsführer
und die Einkünfte als Gesellschafter der Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung."

5. Im § 21 Abs. 2 letzter Satz ist der Aus-
druck „Beiträge zur Kranken- und Pensionsver-
sicherung" durch den Ausdruck „Beiträge zur

Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung" zu
ersetzen.

6. Dem § 54 a Abs. 2 ist folgender Satz anzu-
fügen:
„Bei der Bemessung des Hilflosenzuschusses blei-
ben Kinderzuschüsse außer Betracht."

7. § 62 Abs. 1 Z. 1 erster Halbsatz hat zu
lauten:
„nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Gebiet
der Republik Österreich zurückgelegte Zeiten
einer selbständigen Erwerbstätigkeit im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Z. 1 und 2 und Abs. 2, die bei
früherem Wirksamkeitsbeginn der Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes über die Versicherungs-
pflicht die Pflichtversicherung in der Pensionsver-
sicherung nach diesem Bundesgesetz begründet
hätte und während derer der Versicherte seinen
Lebensunterhalt überwiegend aus dem Ertrag
dieser Erwerbstätigkeit bestritten hat;"

8. § 66 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten:

„Das gleiche gilt für Beitragsmonate, die Zeiten
einer Beschäftigung enthalten, zu deren Aus-
übung ihn diese Maßnahmen befähigt haben."

9. § 71 Abs. 4 lit. a hat zu lauten:

„a) zählen Kalendermonate, während derer ein
Anspruch auf eine laufende Leistung aus
einer der im Abs. 1 genannten Pensionsver-
sicherungen gegeben war, als Ersatzmonate
jener Pensionsversicherung, in der der An-
spruch auf die Leistung (Gesamtleistung)
bescheidmäßig festgestellt worden war; war
der Leistungsanspruch aus der knappschaft-
lichen Pensionsversicherung gegeben, gelten
die vollen Kalendermonate dieses Leistungs-
anspruches wie Beitragsmonate der Pflicht-
versicherung in der knappschaftlichen Pen-
sionsversicherung;"

10. Im § 72 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß
der lit. d durch einen Strichpunkt zu ersetzen;
folgende lit. e ist anzufügen:

„e) bei den nach § 2 Abs. 1 Z. 3 Pflichtver-
sicherten, daß. ihr Gesellschaftsverhältnis
oder ihre Geschäftsführungsbefugnis am
Stichtag (§ 59 Abs. 2) erloschen ist."

11. a) Dem § 72 a Abs. 1 sind folgende Sätze
anzufügen:

"Bei der Anwendung der lit. d bleiben eine die
Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz
nicht begründende selbständige Erwerbstätigkeit
sowie eine unselbständige Erwerbstätigkeit außer
Betracht, wenn das aus diesen Tätigkeiten erzielte,
auf den Monat entfallende Erwerbseinkommen
den im § 253 Abs. 1 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes genannten jeweils geltenden
Betrag nicht übersteigt. Hinsichtlich der Ermitt-
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lung des Erwerbseinkommens aus einem land-
(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist § 89 Abs. 5
und 7 entsprechend anzuwenden."

b) § 72 a Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Die Pension nach Abs. 1 fällt mit Ablauf des
Monates weg, in dem

a) der (die) Versicherte eine selbständige oder
unselbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt,
die den Anspruch nach Abs. 1 ausschließt,
oder

b) das Erwerbseinkommen aus einer vom (von
der) Versicherten ausgeübten selbständigen
oder unselbständigen Erwerbstätigkeit den
im Abs. 1 vorletzter Satz bezeichneten
Betrag übersteigt."

c) § 72 a Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„Waren die Voraussetzungen für die Anwendung
des Abs. 2 in einem Kalenderjahr gegeben, war
der Pensionsberechtigte aber in diesem Kalender-
jahr nicht ständig erwerbstätig, oder hat der Pen-
sionsberechtigte während der Zeit, in der die
Pension weggefallen war, ein Erwerbseinkommen
bezogen, das in einzelnen Kalendermonaten dieses
Kalenderjahres unter dem im § 253 Abs. 1 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes genann-
ten, jeweils geltenden Betrag gelegen ist, kann
er beim Versicherungsträger bis 31. März des
folgenden Kalenderjahres beantragen, daß die
Bestimmungen des Abs. 2 für das vorangegangene
Kalenderjahr neuerlich angewendet werden, wo-
bei als monatlich gebührendes Erwerbseinkom-
men ein Zwölftel der Summe des Erwerbsein-
kommens des vorangegangenen Kalenderjahres
anzunehmen ist."

12. § 85 Abs. 1 Mt. a hat zu lauten:

"a) keinen Anspruch auf Erwerbsunfähigkeits-
(Alters)pension hatte, 60 v. H. der Pension,
auf die er in diesem Zeitpunkt Anspruch
gehabt hätte;"

13. § 89 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Steht das Recht zur Bewirtschaftung des
land(forst)wirtschaftlichen Betriebes auf eigene
Rechnung und Gefahr nicht einer einzigen Person
zu, so gilt das gemäß Abs. 5 ermittelte Netto-
einkommen, sofern bei dessen Ermittlung die
Bewirtschaftung durch mehrere Personen nicht
bereits berücksichtigt wurde, nur im Verhältnis
der Anteile am land(forst)wirtschaftlichen Betrieb
als Nettoeinkommen."

14. Im § 100 c Abs. 2 Z. 1 ist der Ausdruck
„Zumutung" durch den Ausdruck „Benutzung"
zu ersetzen.

15. § 102 wird aufgehoben.

16. Im § 171 Abs. 1 Z. 2 ist der Ausdruck
„§ 185 Z. 4" durch den Ausdruck „§ 185 Abs. 2"
zu ersetzen.

17. § 174 Abs. 1 Z. 2 erster Satz hat zu lauten:
„bei der Errichtung von Gebäuden, die Zwecken
der Verwaltung, der Krankenbehandlung oder
der Rehabilitation oder die der Gewährung von
Maßnahmen zur Festigung der Gesundheit bzw.
der Gesundheitsvorsorge dienen sollen sowie bei
der Schaffung von derartigen Zwecken dienenden
Einrichtungen in eigenen oder fremden Gebäu-
den."

18. Dem § 174 a Abs. 1 ist folgendes anzu-
fügen:

„Der Landesstellenausschuß kann unbeschadet
seiner eigenen Verantwortlichkeit einzelne seiner
Obliegenheiten engeren Ausschüssen oder dem
Vorsitzenden (seinem Stellvertreter), ebenso die
Besorgung bestimmter laufender Angelegenheiten
dem Büro der Landesstelle übertragen."

Artikel II

Übergangsbestimmungen

(1) Personen, die nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres im Gebiet der Republik Österreich
eine Erwerbstätigkeit als Geschäftsführer einer
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ausgeübt
haben, die bei früherem Wirksamkeitsbeginn der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die
Versicherungspflicht die Pflichtversicherung in der
Pensionsversicherung nach dem Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz be-
gründet hätte, können auf Antrag nach Maßgabe
der Bestimmungen der Abs. 2 bis 13 für die nach
dem 31. Dezember 1957 und vor dem 1. Jänner
1978 gelegenen Zeiten dieser Erwerbstätigkeit
durch Entrichtung von Beiträgen für den eigenen
Versicherungsverlauf wirksame Versicherungszei-
ten einkaufen. Die so erworbenen Versicherungs-
monate sind Beitragsmonate der freiwilligen Ver-
sicherung nach dem Gewerblichen Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz. Ausgeschlossen sind
Personen, die im Zeitpunkt der Antragstellung

1. einen bescheidmäßig zuerkannten Anspruch
auf eine monatlich wiederkehrende Geldleistung
aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung aus
den Versicherungsfällen des Alters oder der ge-
minderten Arbeitsfähigkeit oder der dauernden
Erwerbsunfähigkeit mit Ausnahme der An-
sprüche auf Knappschaftspension und Knapp-
schaftssold oder nach einem Landessozialhilfe-
gesetz haben oder

2. in einem öffentlich-rechtlichen oder unkünd-
baren privatrechtlichen Dienstverhältnis zu einer
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder zu von
solchen Körperschaften verwalteten Betrieben,
Anstalten, Stiftungen und Fonds stehen, wenn
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ihnen aus ihrem Dienstverhältnis die Anwart-
schaft auf Ruhe- und Versorgungsgenüsse (Pen-
sionen) zusteht, die den Leistungen der Pensions-
versicherung nach dem Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz gleichwertig sind (§ 6 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes) oder die
auf Grund eines solchen Dienstverhältnisses einen
Ruhegenuß (eine Pension) beziehen oder

3. in einem Dienstverhältnis zu einer inter-
nationalen Organisation mit Amtssitz in Oster-
reich stehen, wenn ihnen aus diesem Dienstver-
hältnis die Anwartschaft auf regelmäßig wieder-
kehrende Ruhestands- bzw. Versorgungsleistun-
gen zusteht oder wenn sie auf Grund eines
solchen Dienstverhältnisses solche Ruhestandslei-
stungen beziehen.

(2) Die Entrichtung von Beiträgen ist nur für
die Gesamtzahl der vollen Kalendermonate sol-
cher nach Abs. 1 in Betracht kommenden Zeiten
zulässig, die nicht schon als Versicherungsmonate
aus einer gesetzlichen Pensionsversicherung gel-
ten.

(3) Der Antrag ist bis längstens 31. Dezember
1980 bei der Sozialversicherungsanstalt der ge-
werblichen Wirtschaft einzubringen, die auch zur
Durchführung des Einkaufes zuständig ist.

(4) Verstirbt der Antragsteller vor der rechts-
kräftigen Entscheidung über seinen Antrag, so
sind die im § 153 des Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetzes genannten
Personen zur Fortsetzung des Verfahrens be-
rechtigt.

(5) Für jeden einzukaufenden Versicherungs-
monat ist für Männer ein Beitrag von S 1 085,—,
für Frauen ein Beitrag von S 760,— zu entrich-
ten.

(6) Die Entrichtung hat in einem Betrag inner-
halb von sechs Monaten ab der Rechtskraft des
Bescheides über die Bewilligung des Einkaufes
von Versicherungszeiten zu erfolgen. Wenn dem
Antragsteller die Zahlung in einem Betrag nach
seiner wirtschaftlichen Lage nicht zugemutet
werden kann, hat der Versicherungsträger Teil-
zahlungen, und zwar höchstens 60 aufeinander-
folgende Monatsraten, beginnend mit dem
Kalendermonat, der der Zustellung des die Ra-
tenzahlung bewilligenden Bescheides folgt, zu-
zulassen. Die Teilzahlungen sind jeweils am 20.
des betreffenden Kalendermonates fällig.

(7) Die Versicherungszeiten gelten erst in dem
Zeitpunkt als erworben, in dem der zu ent-
richtende Beitrag (der letzte Teilzahlungsbetrag)
beim Versicherungsträger eingelangt ist. Der Ver-
sicherungsträger hat einen in diesem Zeitpunkt
bereits bestehenden Leistungsanspruch unter Be-
rücksichtigung der durch den Einkauf erworbenen
Versicherungszeiten mit Wirksamkeit ab dem

dem Einlangen des Beitrages (des letzten Teil-
zahlungsbetrages) folgenden Monatsersten neu
festzustellen.

(8) Beiträge, die nach dem 31. Dezember 1978
entrichtet werden, erhöhen sich in jedem Kalen-
derjahr um 8,5 v. H. Dies gilt nicht für Beiträge,
deren Entrichtung erfolgt:

a) innerhalb von drei Monaten nach Rechts-
kraft des Bewilligungsbescheides oder

b) innerhalb von drei Monaten nach Rechts-
kraft eines Bescheides über einen Antrag
auf Herabsetzung der Beiträge nach Abs. 9,
sofern dieser Antrag innerhalb von drei
Monaten nach Rechtskraft des Bewilli-
gungsbescheides gestellt wurde. In allen die-
sen Fällen sind die Beiträge in der zum
Zeitpunkt der Antragstellung maßgebenden
Höhe zu entrichten.

(9) In Fällen besonderer Härte kann das Bun-
desministerium für soziale Verwaltung die mo-
natlichen Beiträge nach Abs. 5 herabsetzen, jedoch
nicht unter den Betrag eines Viertels dieser
Monatsbeiträge. Ein Fall besonderer Härte ist
insbesondere dann anzunehmen, wenn durch die
Beitragsentrichtung der Lebensunterhalt des An-
tragstellers unter Berücksichtigung seiner Ein-
kommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse
nicht nur vorübergehend wesentlich gefährdet
wäre.

(10) Bleibt der Versicherte, dem der Einkauf
von Versicherungszeiten unter Einräumung von
Teilzahlungen bewilligt worden ist, mit mehr
als zwei aufeinanderfolgenden Monatsraten im
Verzug, so erlischt die Bewilligung zum Einkauf.
Die bereits entrichteten Monatsraten sind dem
Versicherten vom Versicherungsträger zurückzu-
erstatten.

(11) Leistungen aus einer gesetzlichen Pensions-
versicherung aus den Versicherungsfällen des
Alters, auf die erst durch im Wege des Einkaufes
im Sinne der Abs. 1 bis 9 erworbene Versiche-
rungszeiten ein Anspruch begründet wurde, fal-
len abweichend von der Regelung des § 34 des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes, des § 86 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes bzw. des § 30 des Bauern-
Pensionsversicherungsgesetzes frühestens nach
Ablauf von 24 Monaten nach dem Einlangen
des Antrages auf Einkauf von Versicherungs-
zeiten an.

(12) Wurde der Einkauf von Versicherungs-
zeiten bewilligt und ist vor dem im Abs. 7 ge-
nannten Zeitpunkt der Versicherungsfall der
dauernden Erwerbsunfähigkeit oder der Versiche-
rungsfall des Todes eingetreten, so sind der
Versicherte bzw. die im § 153 des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes ge-
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nannten Angehörigen berechtigt, den noch aus-
haftenden Beitrag (die noch aushaftenden Teil-
zahlungsbeträge) auch nach dem Eintritt des
Versicherungsfalles zu entrichten. Der Leistungs-
anspruch ist in solchen Fällen vom Versicherungs-
träger zum maßgebenden Stichtag zunächst ohne
Berücksichtigung der durch den Einkauf zu er-
werbenden Versicherungszeiten festzustellen.
Kommt es zu einem Leistungsanspruch und wer-
den der noch aushaftende Beitrag bzw. die noch
aushaftenden Teilzahlungsbeträge vom Versicher-
ten bzw. von den im § 153 des Gewerblichen
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes ge-
nannten Personen rechtzeitig entrichtet, so hat
der Versicherungsträger den Leistungsanspruch
unter Berücksichtigung der durch den Einkauf
erworbenen Versicherungszeiten mit Wirksamkeit
ab dem dem Erwerb dieser Versicherungszeiten
folgenden Monatsersten neu festzustellen. Machen
der Versicherte bzw. die Angehörigen von dem
Recht der vollständigen Entrichtung von Teil-
zahlungsbeträgen nach dem bereits eingetretenen
Stichtag nicht Gebrauch, so hat der Versiche-
rungsträger allenfalls entrichtete Teilzahlungs-
beträge dem Versicherten bzw. den Angehörigen
zurückzuerstatten.

(13) Für die nach den Abs. 1 bis 9 erwor-
benen Versicherungszeiten ist bei der Anwen-
dung des § 69 Abs. 3 des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes für die
Ermittlung der Bemessungsgrundlage bei Män-
nern der Betrag von monatlich 12 400 S, bei
Frauen der Betrag von monatlich 8 700 S heran-
zuziehen. Diese Beitragsgrundlagen sind mit dem
jeweils für das Jahr 1978 festgestellten Aufwer-
tungsfaktor aufzuwerten.

(14) Personen, die nach § 2 Abs. 1 Z. 3 des
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 1 in
die Pflichtversicherung einbezogen werden und
die

a) vor dem 1. Jänner 1978 das 55. Lebensjahr
vollendet haben oder

b) die am 31. Dezember 1977 nach dem All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetz in der
Pensionsversicherung weiterversichert sind
bzw. als weiterversichert gelten,

sind von der Pensionsversicherung nach dem Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetz auf Antrag zu befreien, in den Fällen
der lit. b für die Dauer der bestehenden Weiter-
versicherung, wenn dieser Antrag bis längstens
31. Dezember 1978 bei der Sozialversicherungs-
anstalt der gewerblichen Wirtschaft gestellt wird.
Die Befreiung gilt rückwirkend ab 1. Jän-
ner 1978. Die Entscheidung über den Befreiungs-
antrag obliegt der Sozialversicherungsanstalt der
gewerblichen Wirtschaft.

Artikel III

Schlußbestimmungen

(1) Im Art. II der 24. Novelle zum GSPVG,
BGBl. Nr. 705/1976, haben die Abs. 5 bis 7 zu
lauten:

„(5) Die Bestimmungen des § 71 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes in der Fassung des Art. I Z. 24 gelten nur
für Leistungen, bei denen der Stichtag nach dem
31. Dezember 1978 liegt. Sie gelten nicht für
Leistungen aus dem Versicherungsfall des Todes,
wenn der Stichtag zwar nach dem 31. Dezem-
ber 1978 liegt, aber im Zeitpunkt des Todes
ein zu einem Stichtag vor dem 1. Jänner 1979
bescheidmäßig zuerkannter Anspruch auf eine
Leistung (Gesamtleistung) aus eigener Pensions-
versicherung nach dem Gewerblichen Selbstän-
digen-Pensionsversicherungsgesetz, dem Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetz mit Ausnahme
des Knappschaftssoldes und der Knappschafts-
pension oder dem Bauern-Pensionsversicherungs-
gesetz, besteht oder ein solcher Anspruch auf
Grund eines vor dem 1. Jänner 1979 eingelei-
teten Verfahrens nachträglich für die Zeit bis
zum Tode zuerkannt wird; wurden in der Lei-
stung aus eigener Pensionsversicherung, für die
der Stichtag nach dem 30. Juni 1958 liegt, vor
dem Stichtag liegende Versicherungszeiten nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und
(oder) dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
nicht berücksichtigt, so ist vor Anwendung des
§ 85 Abs. 1 lit. b oder c des Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetzes die Lei-
stung aus eigener Pensionsversicherung nach
Abs. 6 neu zu bemessen. Sind bei Eintritt des
Versicherungsfalles des Todes Ansprüche auf
zwei oder mehrere Leistungen aus eigener Pen-
sionsversicherung gegeben, ist vor Anwendung
des § 85 Abs. 1 lit. b oder c des Gewerbli-
chen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetzes
Abs. 6 mit der Maßgabe anzuwenden, daß sich
die Leistungszuständigkeit nach dem später lie-
genden Stichtag richtet und die höhere bzw.
höchste Bemessungsgrundlage heranzuziehen ist.

(6) Die Bestimmungen des § 71 Abs. 7 Z. 1,
2 und 5 des Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetzes in der Fassung des
Art. I Z. 24 sind auf Antrag auf jene Leistun-
gen aus der Pensionsversicherung anzuwenden,
die am 1. Jänner 1979 gebühren und für die
der Stichtag nach dem 30. Juni 1958, aber
vor dem 1. Jänner 1979 liegt, wenn vor dem
Stichtag liegende Versicherungszeiten nach dem
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und (oder)
dem Bauern-Pensionsversicherungsgesetz nicht
berücksichtigt wurden. Stichtag für die Neube-
messung der Leistung ist der Tag der Antrag-
stellung, wenn sie an einem Monatsersten er-
folgt, sonst der der Antragstellung folgende
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Monatserste. Bei der Neubemessung verbleibt
es bei der bisherigen Leistungszuständigkeit und
den bisherigen Bemessungsgrundlagen nach dem
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche-
rungsgesetz; in der Pensionsversicherung, in der
bereits Versicherungsmonate festgestellt worden
sind, erfolgt keine Neufeststellung von Ver-
sicherungsmonaten; neu festgestellte Versiche-
rungsmonate sind nur insoweit zu berücksich-
tigen, als sie sich nicht mit bereits festgestellten
Versicherungsmonaten decken; ergibt sich bei
der Neubemessung ein niedrigerer Betrag als
der vorher gebührende, ist dieser weiter zu ge-
währen. Eine sich aus der Anwendung der Be-
stimmungen des § 71 Abs. 7 Z. 1, 2 und 5
des Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversi-
cherungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 24
ergebende Erhöhung gebührt ab 1. Jänner 1979,
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1979
gestellt wird, sonst ab dem auf die Antragstel-
lung folgenden Monatsersten.

(7) Handelt es sich bei der nach Abs. 6 neu
festzustellenden Leistung um eine Leistung aus
dem Versicherungsfall des Todes und hatte der
Verstorbene im Zeitpunkt des Todes einen
bescheidmäßig zuerkannten Anspruch auf eine
Leistung (Gesamtleistung) aus eigener Pensions-
versicherung nach dem Gewerblichen Selbständi-
gen-Pensionsversicherungsgesetz, dem Allgemei-
nen Sozialversicherungsgesetz oder dem Bauern-
Pensionsversicherungsgesetz oder wurde ein sol-
cher Anspruch auf Grund eines vor dem 1. Jän-
ner 1979 eingeleiteten Verfahrens nachträglich
für die Zeit bis zum Tode anerkannt, so gelten
die Bestimmungen des Abs. 5 für die Neufest-
stellung der Leistung aus eigener Pensionsver-
sicherung und die Leistungszuständigkeit ent-
sprechend."

(2) Im Art. III lit. c der 24. Novelle zum
GSPVG, BGBl. Nr. 705/1976, ist der Faktor
„1,03" durch den Faktor „1,035" zu ersetzen.

Artikel IV
Wirksamkeitsbeginn

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, am 1. Jän-
ner 1978 in Kraft.

(2) Es treten in Kraft:
a) rückwirkend mit dem 1. Jänner 1977

Art. I Z. 3, 6, 8, 14, 15, 16 und 17 und
Art. III;

b) mit dem 1. Jänner 1979 Art. I Z. 9.

Artikel V
Vollziehung

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg

6 2 0 . Bundesgesetz vom 17. November 1977,
mit dem das Bundesgesetz über die Gewäh-
rung von Hilfeleistungen an Opfer von Ver-

brechen geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

ARTIKEL I

Das Bundesgesetz vom 9. Juli 1972, BGBl.
Nr. 288, über die Gewährung von Hilfeleistungen
an Opfer von Verbrechen, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 330/1973, wird wie
folgt geändert:

1. Der Abs. 2 des § 1 hat zu lauten:

„(2) Die Hilfe ist österreichischen Staats-
bürgern zu leisten, Wenn mit Wahrscheinlichkeit
anzunehmen ist, daß sie

1. durch eine mit einer mehr als sechsmonati-
gen Freiheitsstrafe bedrohte rechtswidrige und
vorsätzliche Handlung eine Körperverletzung
oder eine Gesundheitsschädigung erlitten haben
oder

2. als Unbeteiligte im Zusammenhang mit
einer Handlung im Sinne der Z. 1 eine Körper-
verletzung oder Gesundheitsschädigung erlitten
haben, soweit nicht hieraus Ansprüche nach dem
Amtshaftungsgesetz, BGBl. Nr. 20/1949, bestehen,

und ihnen dadurch Heilungskosten erwachsen
sind oder ihre Erwerbsfähigkeit gemindert ist."

2. Der Abs. 4 des § 1 hat zu lauten:

„(4) Wegen einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit ist Hilfe nur zu leisten, wenn

1. dieser Zustand voraussichtlich mindestens
sechs Monate dauern wird oder

2. durch die Handlung nach Abs. 2 eine
schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1 StGB,
BGBl. Nr. 60/1974) bewirkt wird."

3. Der § 2 hat zu lauten:

„Hilfeleistungen

§ 2. Als Hilfeleistungen sind vorgesehen:

1. Ersatz des Verdienst- oder Unterhaltsent-
ganges;

2. Heilfürsorge
a) ärztliche Hilfe,
b) Heilmittel,
c) Heilbehelfe,
d) Anstaltspflege,
e) Zahnbehandlung,
f) Maßnahmen zur Festigung der Gesund-

heit (§ 155 des Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955);
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3. orthopädische Versorgung
a) Ausstattung mit Körperersatzstücken,

orthopädischen und anderen Hilfsmitteln,
b) deren Wiederherstellung und Erneuerung,
c) notwendige Reise- und Transportkosten;

4. medizinische Rehabilitation
a) Unterbringung in Krankenanstalten, die

vorwiegend der Rehabilitation dienen,
b) ärztliche Hilfe, Heilmittel und Heilbe-

helfe, wenn diese Leistungen unmittelbar
im Anschluß oder im Zusammenhang
mit der unter lit. a angeführten Maß-
nahme erforderlich sind,

c) notwendige Reise- und Transportkosten;

5. berufliche Rehabilitation
a) berufliche Ausbildung zur Wiederge-

winnung oder Erhöhung der Erwerbs-
fähigkeit,

b) Ausbildung für einen neuen Beruf,

c) Zuschüsse oder Darlehen (§ 198 Abs. 3
ASVG 1955);

6. soziale Rehabilitation
a) Zuschuß zu den Kosten für die Erlan-

gung der Lenkerberechtigung, wenn auf
Grund der Behinderung die Benützung
eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht
zumutbar ist,

b) Übergangsgeld (§ 306 ASVG 1955);

7. Pflegezulagen, Blindenzulagen;

8. Ersatz der Bestattungskosten."

4. Der § 3 hat zu lauten:

„Ersatz des Verdienst- oder Unterhaltsent-
ganges

§ 3. (1) Hilfe nach § 2 Z. 1 ist monatlich
jeweils in Höhe des Betrages zu erbringen, der
dem Beschädigten durch die erlittene Körper-
verletzung oder Gesundheitsschädigung (§ 1
Abs. 4) als Verdienst oder den Hinterbliebenen
durch den Tod des Unterhaltspflichtigen als
Unterhalt entgangen ist oder künftighin entgeht.
Sie darf jedoch zusammen mit dem Einkommen
nach Abs. 2 den vierfachen Betrag des jeweiligen
Richtsatzes für die Gewährung von Ausgleichs-
zulagen gemäß § 293 Abs. 1 erster Satz lit. a bb
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr. 189/1955, nicht überschreiten. Diese
Grenze erhöht sich auf das Vierfache des jewei-
ligen im § 293 Abs. 1 erster Satz lit. a aa des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955
vorgesehenen Betrages, sofern der Anspruchs-
berechtigte seinen Ehegatten überwiegend er-
hält. Die Grenze erhöht sich weiters um das Vier-
fache des jeweiligen im § 293 Abs. 1 zweiter Satz
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955

vorgesehenen Betrages für jedes Kind (§ 1 Abs. 6).
Für Witwen (Witwer) bildet der vierfache Betrag
des jeweiligen Richtsatzes nach § 293 Abs. 1
erster Satz lit. b und für Waisen der vierfache
Betrag des jeweiligen in Betracht kommenden
Richtsatzes nach § 293 Abs. 1 erster Satz lit. c
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955
die Einkommensgrenze. Übersteigt die Hilfe
nach § 2 Z. 1 zusammen mit dem Einkommen
nach Abs. 2 die Einkommensgrenze, so ist der
Ersatz des Verdienst- oder Unterhaltsentganges
um den die Einkommensgrenze übersteigenden
Betrag zu kürzen.

(2) Als Einkommen gelten alle tatsächlich
erzielten und erzielbaren Einkünfte in Geld oder
Güterform einschließlich allfälliger Erträgnisse
vom Vermögen, soweit sie ohne Schmälerung
der Substanz erzielt werden können, sowie all-
fälliger Unterhaltsleistungen, soweit sie auf einer
Verpflichtung beruhen. Außer Betracht bleiben
bei der Feststellung des Einkommens Wohnungs-
beihilfen nach dem Bundesgesetz vom 21. Sep-
tember 1951, BGBl. Nr. .229, Familienbeihilfen
nach dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967,
BGBl. Nr. 376, Leistungen der Sozialhilfe und
der freien Wohlfahrtspflege sowie Einkünfte,
die wegen des besonderen körperlichen Zustandes
gewährt werden (Hilflosenzuschuß, Pflegezu-
lage, Blindenzulage und gleichartige Leistun-
gen). Auf einer Verpflichtung beruhende Unter-
haltsleistungen sind nicht anzurechnen, soweit
sie nur wegen der Handlung im Sinne des § 1
Abs. 2 gewährt werden."

5. Dem § 5 ist als Abs. 4 anzufügen:

„(4) Die unvermeidlichen Reisekosten (§ 9 a),
die einem Beschädigten oder Hinterbliebenen
beim Bezuge, der Wiederherstellung oder Er-
neuerung von Körperersatzstücken, orthopädi-
schen oder anderen Hilfsmitteln erwachsen,
sind ihm nach Maßgabe des § 49 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957, BGBl. Nr. 152, zu
ersetzen."

6. Nach § 5 ist als § 5 a einzufügen:

„Rehabilitation

§ 5 a. (1) Hilfe nach § 2 Z. 4 bis 6 ist, wenn
hiefür nicht durch den zuständigen Träger der
Sozialversicherung gesetzliche Vorsorge ge-
troffen wurde, für Körperverletzungen und Ge-
sundheitsschädigungen im Sinne des § 1 Abs. 2
oder dann zu leisten, wenn der Beschädigte
infolge einer Handlung im Sinne des § 1 Abs. 2
eine zumutbare Beschäftigung, die den kranken-
versicherungsrechtlichen Schutz gewährleistet,
nicht mehr ausüben kann.

(2) Die Hilfe nach § 2 Z. 4 bis 6 gebührt
unter den Voraussetzungen und in dem Umfang,
in dem sie einem Versicherten oder Bezieher
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einer Pension aus einem Versicherungsfall der
geminderten Arbeitsfähigkeit im Sinne des § 300
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 1955
gegenüber dem Pensionsversicherungsträger zu-
steht.

(3) Das Landesinvalidenamt kann die Durch-
führung der Maßnahmen der Rehabilitation der
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter gegen
Ersatz der ausgewiesenen tatsächlichen Kosten
und eines entsprechenden Anteiles an den Ver-
waltungskosten übertragen, wenn dies zur rasche-
ren und ökonomischeren Hilfeleistung zweck-
mäßig ist.

(4) Der Bund kann unter Bedachtnahme auf
die Zahl der in Betracht kommenden Fälle und
auf die Höhe der durchschnittlichen Kosten der
in diesen Fällen gewährten medizinischen, beruf-
lichen und sozialen Maßnahmen der Rehabili-
tation mit der Pensionsversicherungsanstalt der
Arbeiter die Zahlung jährlicher Pauschbeträge
als Kostenersatz vereinbaren."

7. Der § 7 hat zu lauten:

„Ersatz der Bestattungskosten

§ 7. Hatte eine Handlung im Sinne des § 1
Abs. 2 den Tod eines Menschen zur Folge, dann
sind die Kosten der Bestattung demjenigen, der
sie bestritten hat, bis zur Höhe des vierfachen
Betrages des jeweiligen Richtsatzes für die Ge-
währung von Ausgleichszulagen nach § 293
Abs. 1 erster Satz lit. a bb des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes 1955 zu ersetzen.
Auf diesen Betrag sind einmalige Leistungen,
die aus Anlaß des Todes aus Mitteln der Sozial-
versicherung oder sonstigen öffentlichen Mit-
teln gewährt werden, anzurechnen."

8. Der § 8 hat zu lauten:

„Ausschlußbestimmungen

§ 8. (1) Von den Hilfeleistungen sind Beschä-
digte ausgeschlossen, wenn sie

1. an der Tat beteiligt gewesen sind,

2. ohne einen von der Rechtsordnung aner-
kannten Grund den Täter zu dem ver-
brecherischen Angriff vorsätzlich veranlaßt
oder sich ohne anerkennenswerten Grund
grob fahrlässig der Gefahr ausgesetzt haben,
Opfer eines Verbrechens zu werden,

3. an einem Raufhandel teilgenommen und
dabei die Körperverletzung oder die Gesund-
heitsschädigung (§ 1 Abs. 2) erlitten haben
oder

4. es schuldhaft unterlassen haben, zur Auf-
klärung der Tat, zur Ausforschung des
Täters oder zur Feststellung des Schadens
beizutragen.

(2) Von den Hilfeleistungen sind Hinterblie-
bene (§ 1 Abs. 5) ausgeschlossen, wenn

1. sie oder der Beschädigte an der Tat beteiligt
gewesen sind,

2. sie oder der Beschädigte ohne einen von
der Rechtsordnung anerkannten Grund den
Täter zu dem verbrecherischen Angriff
vorsätzlich veranlaßt haben oder

3. sie es schuldhaft unterlassen haben, zur
Aufklärung der Tat, zur Ausforschung
des Täters oder zur Feststellung des Schadens
beizutragen.

(3) Von Hilfeleistungen sind Personen ausge-
schlossen, die auf ihre Schadenersatzansprüche
aus dem Verbrechen verzichtet haben.

(4) Von Geldleistungen sind Personen ausge-
schlossen, die ein ihnen zumutbares Heil- oder
Rehabilitationsverfahren ablehnen oder durch
ihr Verhalten den Erfolg eines solchen Verfahrens
gefährden oder vereiteln.

(5) Der Ersatz des Verdienst- oder Unterhalts-
entganges (§ 2 Z. 1) ist in dem Ausmaß zu min-
dern, als es der Beschädigte oder Hinterbliebene
vorsätzlich oder grob fahrlässig unterlassen hat,
zur Minderung des Schadens beizutragen.

(6) Von der orthopädischen Versorgung sind
Personen ausgeschlossen, die auf Grund gesetz-
licher Vorschriften Anspruch auf gleichartige
Leistungen haben. Schadenersatzansprüche auf
Grund bürgerlich-rechtlicher Vorschriften gelten
nicht als gleichartige Leistungen."

9. Nach § 9 ist als § 9a einzufügen:

„Ersatz von Reisekosten

§ 9 a. Reisekosten, die einem Hilfeleistungs-
empfänger (Hilfeleistungswerber) dadurch er-
wachsen, daß er einer Vorladung durch eine zur
Durchführung dieses Bundesgesetzes berufene
Stelle Folge leistet oder die ihm nach § 5 Abs. 4
entstehen, sind nach Maßgabe des § 49 des Kriegs-
opferversorgungsgesetzes 1957 zu ersetzen."

10. Der Abs. 1 des § 10 hat zu lauten:

„(1) Leistungen nach § 2 Z. 1 und 7 dürfen
nur von dem Monat an erbracht werden, in dem
die Voraussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern
das Ansuchen binnen sechs Monaten nach der
Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung
(§ 1 Abs. 2) bzw. nach dem Tod des Beschädigten
(§ 1 Abs. 5) gestellt wird. Für die Leistungen
nach § 2 Z. 2 bis 6 und Z. 8 beträgt diese Frist
zwei Jahre. Wird ein Ansuchen erst nach Ablauf
der jeweils vorgesehenen Frist gestellt, so sind die
Leistungen nach § 2 Z. 1 bis 7 von dem Monat
an zu erbringen, in dem um diese angesucht wird."
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11. § 13 hat zu lauten:

„Ersatz von Leistungen der Sozialhilfe

§ 13. (1) Unterstützt ein Träger der Sozial-
hilfe auf Grund einer gesetzlichen Pflicht einen
Beschädigten oder Hinterbliebenen für eine
Zeit, für die ihm nachträglich finanzielle Hilfe
nach diesem Bundesgesetz gewährt wird, so
sind dem Träger der Sozialhilfe die von diesem
geleisteten Unterstützungen bis zur Höhe der
nach diesem Bundesgesetz bewilligten Leistungen
durch den Bund zu ersetzen.

(2) Die Hilfe nach diesem Bundesgesetz ver-
mindert sich um die Beträge, die zur Befriedi-
gung des Ersatzanspruches des Trägers der
Sozialhilfe aufgewendet wurden."

11 a. Nach § 14 ist als § 14 a einzufügen:

„Härteausgleich

§ 14 a. Sofern sich aus den Vorschriften dieses
Bundesgesetzes besondere Härten ergeben, kann
der Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen gleichartige Leistungen als Ausgleich
gewähren. Ein Anspruch auf einen solchen
Ausgleich besteht weder nach dem Gesetz noch
auf Grund der Auslobung."

12. Die Z. 1 des Abs. 1 des § 17 hat zu lauten:

„1. hinsichtlich der §§ 4, 5 a und 9 a der
Bundesminister für soziale Verwaltung,"

12 a. Der Abs. 2 des § 17 hat zu lauten:

„(2) Mit der Durchführung der vom Bund
als Träger von Privatrechten nach diesem
Bundesgesetz zu besorgenden Aufgaben ist

1. hinsichtlich des § 14 a der Bundesminister
für soziale Verwaltung im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen und

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für soziale Verwaltung im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Justiz betraut."

ARTIKEL II

Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1978
in Kraft.

(2) Personen, die auf Grund dieses Bundes-
gesetzes in den anspruchsberechtigten Personen-
kreis einbezogen werden und innerhalb von
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes ein Ansuchen um Hilfeleistungen beim
zuständigen Landesinvalidenamt einbringen, er-
halten die Hilfeleistungen nach Maßgabe der
§§ 3 bis 6 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 288/1972

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 330/
1973, wenn die Handlung im Sinne des § 1 Abs. 2
in der Fassung des Art. I Z. 1 vor Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes, aber nach dem 25. Okto-
ber 1955 gesetzt worden ist, von dem Monat an,
in dem die Voraussetzungen erfüllt sind, frühe-
stens ab 1. September 1972. Wurde die Gewäh-
rung von Hilfeleistungen mangels Vorliegens der
Anspruchsvoraussetzungen verweigert, ist von
Amts wegen zu prüfen, ob ein Anspruch auf
Hilfeleistungen nach diesem Bundesgesetz be-
steht. Ergibt die Prüfung, daß die Anspruchs-
voraussetzungen vorliegen, sind die Hilfeleistun-
gen rückwirkend in dem im ersten Satz ange-
führten Umfang von dem Monat an, in dem die
Voraussetzungen erfüllt sind, frühestens jedoch
ab 1. September 1972 zu bewilligen.

(3) Wurde die Gewährung von Geldleistungen
wegen Überschreitens der Einkommensgrenzen
gemäß § 3 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 288/
1972 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 330/1973 verweigert, ist von Amts wegen
zu prüfen, ob auf Grund des § 3 in der Fassung
des Art. I Z. 4 ein Anspruch auf Ersatz des Ver-
dienst- oder Unterhaltsentganges ab Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes besteht. Bei Zutreffen
der Anspruchsvoraussetzungen ist der Ersatz
des Verdienst- oder Unterhaltsentganges von
Amts wegen mit Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes gemäß § 3 in der Fassung des Art. I
Z. 4 zu bewilligen.

(4) Die Bestimmung des § 7 in der Fassung
des Art. I Z. 7 ist auch dann anzuwenden, wenn
die Handlung im Sinne des § 1 Abs. 2 in der
Fassung des Art. I Z. 1 vor Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes gesetzt worden ist.

ARTIKEL III

Vollziehung

Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes richtet
sich nach § 17 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 288/
1972 in der Fassung des Art. I Z. 12 und Z. 12 a
dieses Bundesgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg Androsch Broda

6 2 1 . Bundesgesetz vom 17. November
1977, mit dem das Entgeltfortzahlungsgesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlössen:

Artikel I

Änderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes

Das Bundesgesetz vom 26. Juni 1974, BGBl.
Nr. 399, über die Fortzahlung des Entgelts bei
Arbeitsverhinderung durch Krankheit (Unglücks-
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fall), Arbeitsunfall oder Berufskrankheit (Ent-
geltfortzahlungsgesetz — EFZG) wird wie folgt
geändert:

1. Im § 14 Abs. 1 haben an die Stelle des
vierten Satzes folgende Sätze zu treten:

„Der Mehrertrag eines Geschäftsjahres ist einer
Rücklage zuzuführen. Der Gesamtbetrag der
Rücklage hat jeweils am Ende des Geschäftsjahres
ein Sechstel der Aufwendungen für Erstattungs-
beträge des vorangegangenen Geschäftsjahres zu
betragen. Er darf dieses Sechstel nicht über-
steigen; ein hernach allenfalls verbleibender Rest-
betrag ist an den Hauptverband zugleich mit der
Vorlage der Erfolgsrechnung (Abs. 3) abzu-
führen."

2. § 16 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 16. (1) Übersteigt oder unterschreitet das
Vermögen des Erstattungsfonds beim Hauptver-
band (§ 15) voraussichtlich den Betrag, der zur
Durchführung des Erstattungsausgleiches erfor-
derlich ist, so hat der Bundesminister für soziale
Verwaltung unter Bedachtnahme auf das Gut-
achten des Hauptverbandes (Abs. 2) durch Ver-
ordnung den Beitragssatz abweichend von dem
im § 13 Abs. 3 bezeichneten Ausmaß in einer
Höhe festzusetzen, die eine ausgeglichene Geba-
rung des Erstattungsfonds voraussichtlich sicher-
stellt. Die Verordnung bedarf der Zustimmung
des Hauptausschusses des Nationalrates."

Artikel II

Inkrafttreten und Vollziehung

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1977
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg

622 . Bundesgesetz vom 17. November 1977,
mit dem das Arbeiterkammergesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Arbeiterkammergesetz, BGBl. Nr. 105/
1954, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 89/1960, 236/1965, 25/1969, 5/1971 und 380/
1973 wird wie folgt geändert:

1. Dem § 9 ist ein Abs. 3 anzufügen, der wie
folgt zu lauten hat:

„(3) Ergeben sich im Wahlverfahren Zweifel
über die Zugehörigkeit zur Arbeiterkammer, so
gilt, sofern die Voraussetzungen gemäß Abs. 1

Z. 1 bis 3 vorliegen, als wahlberechtigt auch der-
jenige, von dem im Monat der Wahlausschreibung
die Arbeiterkammerumlage einbehalten wurde
oder dem sie vorgeschrieben war."

2. Dem § 10 b Abs. 2 ist folgender Satz anzu-
fügen:

„Die Arbeiterkammern haben bei Erstellung
ihrer Vorschläge auf das Verhältnis Bedacht zu
nehmen, in dem die wahlwerbenden Gruppen
in der Vollversammlung vertreten sind."

3. § 10 b Albs. 3 hat zu lauten:

„(3) Jede wahlwerbende Gruppe, die Wahl-
vorschläge gemäß § 10 r überreicht hat, kann zwei
Vertrauenspersonen für die Hauptwahlkommis-
sion namhaft machen, die berechtigt sind, an je-
nen Sitzungen teilzunehmen, in denen über die
Wählbarkeit der Wahlwerber, die Gültigkeit der
Wahlvorschläge, Berufungen gegen die Entschei-
dungen der Zweigwahlkommissionen und der
Einspruchskommission, die Überprüfung der
Wahlergebnisse und die Zuweisung der Mandate
an die wahlwerbenden Gruppen verhandelt wird.
Den Vertrauenspersonen steht kein Stimmrecht
zu."

4. Im § 10 d Abs. 2 erster Satz sind nach dem
Wort „rechtskundigen" die Worte „oder sachkun-
digen" einzufügen.

5. Im § 10 d hat der Abs. 3 zu lauten:

„(3) Jede wahlwerbende Gruppe, die Wahl-
vorschläge gemäß § 10 r überreicht hat, kann
für jede Zweigwahlkommission zwei Vertrauens-
personen namhaft machen, die berechtigt sind,
an jenen Sitzungen teilzunehmen, in denen Ein-
sprüche gegen die Wählerlisten verhandelt wer-
den und in denen die Feststellung des Abstim-
mungsergebnisses im Wahlkreis erfolgt. Den
Vertrauenspersonen steht kein Stimmrecht zu."

6. Dem § 10 g ist folgender neuer Abs. 3
anzufügen:

„(3) Jede wahlwerbende Gruppe, die für den
Bereich der Arbeiterkammer für Wien einen
Wahlvorschlag gemäß § 10 r überreicht hat, kann
zwei Vertrauenspersonen für die Einspruchskom-
mission namhaft machen, die berechtigt sind,
an den Sitzungen ohne Stimmrecht teilzu-
nehmen."

7. § 10 r Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Wahlvorschläge sind gesondert für
jeden Wahlkörper innerhalb der in der Wahlord-
nung vorgesehenen Frist schriftlich bei der
Hauptwahlkommission einzubringen. Sie dürfen
nicht mehr Wahlwerber als die doppelte Anzahl
der auf den jeweiligen Wahlkörper entfallenden
Kammerräte aufweisen und müssen von min-
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destens hundert Wahlberechtigten dieses Wahl-
körpers oder von drei Kammerräten, von denen
mindestens einer dem jeweiligen Wahlkörper
angehören muß, unterschrieben sein. Den
Wahlvorschlägen ist die eigenhändig unterfertigte
Erklärung jedes Wahlwerbers beizufügen, daß
er mit der Aufnahme in den Wahlvorschlag
einverstanden ist."

8. a) § 10 s Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Für jeden Wahlkörper ist ferner ein leerer
amtlicher Stimmzettel aufzulegen, der ausschließ-
lich von jenen Wahlberechtigten zu verwenden
ist, die mittels Wahlkarte im Bereich einer ande-
ren Arbeiterkammer, deren Vollversammlung
zum gleichen Wahltermin gewählt wird, ihre
Stimme abgeben (§ 10 t Abs. 1). Dieser Stimm-
zettel hat eine Rubrik zu enthalten, in die der
Wahlberechtigte die wahlwerbende Gruppe, für
die er seine Stimme abgeben will, eintragen kann.
In diesem Stimmzettel ist ferner die Bezeichnung
der Arbeiterkammer einzutragen, der der Wahl-
berechtigte angehört."

8. b) Der bisherige Abs. 3 des § 10 s erhält die
Bezeichnung „Abs. 4".

9. Im § 12 haben die Absatzbezeichnung
„(1)" sowie der Abs. 2 zu entfallen.

10. Im § 13 Abs. 5 haben im zweiten Satz
die Worte „vom Vorstand oder" zu entfallen.

11. Dem § 16 ist folgender Satz anzufügen:

„Hiebei ist tunlichst auf das Verhältnis Bedacht
zu nehmen, in dem die wahlwerbenden Gruppen
im Vorstand vertreten sind."

12. § 17 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Geschäftsführung der Fachausschüsse
wird durch die Geschäftsordnung bestimmt."

13. § 20 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten:

„Der Voranschlag ist bis längstens 15. November
der Hauptversammlung des Arbeiterikammertages
zur Vorgenehmigung und von diesem bis späte-
stens 1. Dezember dem Bundesminister für soziale
Verwaltung zur Genehmigung vorzulegen."

14. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Rechnungsabschluß für das abgelau-
fene Kalenderjahr ist nach Beschlußfassung durch
die Vollversammlung bis längstens 15. Mai des
folgenden Jahres der Hauptversammlung des
Arbeiterkammertages zur Vorgenehmigung und
von diesem bis spätestens 1. Juni dem Bundes-
minister für soziale Verwaltung zur Genehmi-
gung vorzulegen."

15. § 28 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Die Geschäftsordnung der Arbeiterkammern
und ihrer Organe werden von den Vollversamm-
lungen der Arbeiterkammern auf Grund einer
vom Arbeiterkammertag erlassenen Rahmenge-
schäftsordnung beschlossen."

16. § 33 samt Überschrift hat zu lauten:

„Wahlschutz

§ 33. Die nach diesem Bundesgesetz abgehal-
tenen Wahlen stehen unter dem Schutz der
Bestimmungen der §§ 262 bis 268 des Straf-
gesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung
betraut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg
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